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Ungenutzte Chance im Ersten Weltkrieg zur inneren 
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ungeeigneter Zeit
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Kontext Luxemburg-Krise 1867
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Kontext 1867: Luxemburg-Krise

Herzogtum Luxemburg in Personalunion mit den Vereinigten 
NL, 1815 im Deutschen Bund, Großherzogtum (SKH) und wird 
mit Landau und Mainz Bundesfestung, preußische Garnison.

Nach der belgischen Revolution 1830/31 muss es im 
international garantierten Londoner Vertrag 1839 den 
frankophonen Landesteil an Belgien abtreten (wird Provinz 
Luxembourg).

1866 Ende des Deutschen Bundes (Königgrätz)

Napoleon III. will 1867 heimlich L vom König der NL kaufen; 
nach großer Aufregung Neutralisierung (Schleifung der 
Festung) von L unter erneuter internationaler Garantie, 
bleibt aber Mitglied im Deutschen Zollverein (bis zu dessen 
Ende 1918, Versorgung mit Kohle und Absatz von Stahl)

1890 Trennung von NL (in L salische Thronfolge an Adolph, der 
1866 von Preußen als Herzog von Nassau abgesetzt worden 
war, in NL Königin Wilhelmina)
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Elsass-Lothringen als „Reichsland“ 

kein „Bundesstaat“
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Schon im Krieg 1870 mehr als nur Besatzung

19.7.1870 Beginn der militärischen Besatzung im Krieg

zwei Tage nach Ausrufung der Republik in Frankreich 
erteilte Bismarck am 6.9.1870 dem Preußischen 
Staatsministerium den Auftrag, die „Verwaltung vollständig 
in diesseitige Hand zu nehmen“

– lange vor dem Friedensvertrag wurde es anders 
behandelt als das übrige besetzte Frankreich

– stiller Übergang in eine Phase königlicher Diktatur, 
wie in Preußen schon bei den Annexionen 1866 
(Schleswig-Holstein, Hannover, Kurhessen, Hessen-
Nassau, Frankfurt) praktiziert

Beginn 12.9.1870 mit zwei Oberpostdirektionen in 
Straßburg und in Metz
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Idee einer neutralen Republik Elsass Ende 

1870
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Abdankung Napoleon III. 

nach der verlorenen 

Schlacht von Sedan (‚ab 

nach Kassel‘)

Ausrufung der (Dritten) 

Republik in Paris, dagegen 

Aufstand der Commune 

von Paris

weiterhin deutsche 

Belagerung von Paris 



Friedensschluss 1871

Französische Republik verzichtet zugunsten des neuen 
‚Deutschen Reiches‘ im Frankfurter Friedensvertrag 
10.5.1871 auf EL

Terminologie im heutigen Völkerrecht: Zession (Abtretung), 
nicht Annexion (heute verengt auf gewaltsame A.)

Sprachgebrauch in Frankreich oft noch annexion, weil 
es keine Volksabstimmung gab

Legitimität von Napoleon III. 1860 durch ‚Plebiszit‘ 
hergestellt in Nizza und Savoyen (131.000 
Abstimmende, 235 Gegenstimmen)

Innerdeutsches Problem: Einbau in das neue Reich ohne 
weitere Vergrößerung Preußens (Furcht vor 
Kompensationsforderungen anderer Herrscher)
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„Kaiserdiktatur“ 1871

Gesetz zur Vereinigung von EL mit dem Reich 9.6.1871

§ 2: Reichsverfassung gilt erst ab 1874

§ 3 II: bis dahin ist der Kaiser bei der Gesetzgebung an
die Zustimmung des Bundesrats gebunden

an bedeutet nur an: kein Parlament beteiligt!

weshalb Bundesrat: EL ist gemeinsame Kriegsbeute 

§ 3 IV: danach steht dem Reich (jetzt mit dem 
Reichstag) das Recht der Gesetzgebung „auch in den 
der Reichsgesetzgebung in den Bundesstaaten nicht 
unterliegenden Angelegenheiten“ (= Landesrecht) zu, 
bis das ein Reichsgesetz anders regelt (bis 1911)

Abhängigkeit: Landesrecht wird von den übrigen 
Bundesstaaten erlassen ohne Beteiligung von EL
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Verwaltung durch einen Oberpräsidenten 1871

Einziger ‚verantwortlicher‘ Minister (nicht im 

parlamentarischen Sinne) war der Reichskanzler

als „oberste Verwaltungsbehörde“ war ihm ein 

Oberpräsident in Straßburg unterstellt, darunter drei 

Bezirke und etwa 20 Kreisdirektionen

Oberpräsident wurde Eduard von Möller, zuvor 

dieselbe Aufgabe seit 1866 in Hessen-Nassau

Anpassung der Verwaltungsabläufe: Kompetenzen, die 

nach französischem Recht den Ministerien zustehen, 

kann der Reichskanzler auf Oberpräsidenten 

Bezirkspräsidenten übertragen
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Diktaturparagraph (1871 – 1901)

Eine Person der deutschen Verwaltung erhält grundsätzlich 

alle Rechte, die nach französischem Recht das Parlament 

mit Mehrheit dem Militär übertragen würde, und kann 

zusätzlich jederzeit alle Truppen in EL requirieren

in F aufgehoben 21.12.2004
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/LEGITEXT000006070693/
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Politische Auslassungen beim 

Diktaturparagraphen

Nicht übernommen werden die französischen 

Grundsätze, 

dass die Zivilbehörden ihre Zuständigkeiten 

behalten (art. 7 Loi 1849) und die Bürger ihre 

verfassungsmäßigen Rechte (art. 11 Loi 1849)

Die Verfassungsgarantien des französischen Gesetzes 

können auch gar nicht wirken nicht in EL, denn es gibt 

dort keine Verfassung außer der Reichsverfassung, 

und die enthält keinen Grundrechtsteil, weil das den 

Bundesstaaten überlassen blieb

13



EXKURS Bismarck zu seiner 

‚Verantwortlichkeit‘ beim Diktaturparagraphen
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Oberpräsident ist ja nur eine Behörde, nicht 
„verantwortlich“, das ist Sache des Reichskanzlers 

‚Verantwortliche Civilverwaltung‘ bedeutete an diesem 
4.3.1874 und bis Oktober 1918 (!) lediglich, dem 
Reichstag, wenn er tagt, Rede und Antwort zu stehen, 
mehr nicht



1874 Beitritt EL zum „Bundesgebiet“ des Reichs

Gesetz vom 25.6.1873 zur Einführung der Reichs-
verfassung ab 1.1.1874:

Art. 2: Dem in Artikel 1 der Reichverfassung 
bezeichneten Bundesgebiete tritt das Gebiet des 
Reichslandes Elsaß-Lothringen hinzu.

auch hier nicht: Beitritt als eigenständiger Bundesstaat 
mit eigenem Staatsoberhaupt, eigener Regierung und 
eigenem Parlament

EL bleibt weiterhin gemeinsame Kriegsbeute des 
übrigen Reiches, beschönigt als „Reichsland“
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Verwaltungspraktiken gegen die Einwohner

Gegen die Einwohner dieses nicht als wirklich ‚deutsch‘ 
angesehenen Landes muss man sich schützen

Passzwang für Reisen nach Frankreich – sonst in 
Europa außer Russland freies Reisen!

„Sicherheitsmassregeln gegen Bewohner Elsass-
Lothringens“

schwarze Listen von Personen, die zur Rebellion 
neigen,

dabei Konflikte der zurückhaltenden Verwaltung mit 
‚hardlinern‘ im Militär und in Berlin

Aversion gegen französische Bezeichnungen (deshalb 
Radfahrverein ‚Celeritas‘)

Aversion gegen ‚bleu-blanc-rouge‘ im Alltag
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„Reichsland“ als Ausnahme im deutschen 

Föderalismus

Föderalismus bis 1918 war ein Föderalismus der 
„verbündeten Regierungen und Senate“ (in den drei 
oligarchischen Republiken Hamburg, Bremen und Lübeck)

Bundesrat ist bis heute unter dem GG nicht Vertretung 
der Landesvölker, sondern der Landesregierungen

EL war eine unter den Monarchen (!) nicht aufteilbare 
(siehe absurde Diskussionen noch im Oktober 1918) und 
deshalb nicht aufgeteilte gemeinsame Kriegsbeute und 
wurde als gemeinsames Territorium der Bundesstaaten, 
also des übrigen Deutschen Reichs ohne EL behandelt

Indikator dafür: die verfassungsrechtliche Nicht-
Gleichstellung im Bundesrat

„Reichsland“ bezeichnet, dass es eben kein Bundesstaat 
war und dem Reich untergeordnet war
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Staatsrechtliche Kritik in Deutschland

Außenseiter in der Staatsrechtslehre

Robert Redslob: Abhängige Länder. Eine Analyse 

des Begriffs von der ursprünglichen Herrschergewalt. 
Zugleich eine staatsrechtliche und politische Studie über Elsaß-

Lothringen, die österreichischen Königreiche und Länder, Kroatien-

Slavonien, Bosnien-Herzegowina, Finnland, Island, die Territorien der 

nordamerikanischen Union, Kanada, Australien, Südafrika, Leipzig 1914

überall fehlt eine ursprüngliche Herrschergewalt, 

die R. in den Interessen und dem Willen des 

Volkes (ggf. auch durchaus zur Monarchie) 

verankert ansieht
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Politische Kritik durch Forderung nach 

„Autonomie“

Politisch getragen von den Parteien, die (noch in der 
Minderheit) für Demokratie eintreten

Sozialdemokratie und linksliberale Fortschrittspartei

verdichtet sich zur Forderung nach ‚Autonomie‘ (bis 
1918)  im Sinne eines gleichberechtigten deutschen 
Bundesstaates mit Verfassung und eigener Regierung 
(und besonders heikel: eigenem Staatsoberhaupt)

anderer Sprachgebrauch seit 1918: ‚Autonomie‘ im Zentralstaat 
fordert Sonderrechte (Sprache, Kirche, Kommunalverfassung) 
innerhalb der Französischen Republik

sog. droit local, erst nach 2000 vom Conseil Constitutionnel
anerkannt und von der Assemblée Nationale im Wege der 
Gesetzgebung verändert (indem eine 1924 gestrichene 
Regelung im Grundbuchrecht in französischer Sprache 
wieder eingeführt wurde)  
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Michel Bréal und die Neutralisierung 

von Elsass-Lothringen im Kontext der 

Balkankrisen vor 1914
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Aufsatz des 83-jährigen Michel Bréal 1913
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Aufsatz von Bréal in „La Paix par le Droit. Revue de la Paix 23 (1913), p. 36



Anlass I: Neutralisierung des neuen Albanien 

1912

Bréal hat den Aufsatz im Dezember 1912 geschrieben

Schwäche des Osmanischen Reichs nach dem 

gewaltsamen Sturz des Sultans führt zu Balkankriegen

Dezember 1912: Südliches Albanien erklärt seine 

Unabhängigkeit

beansprucht außer Bergen und Meer v.a. die 

fruchtbare Ebene des Kosovo in Serbien

Großmächte wollen Ausgleich (gegen Serben, 

Griechen, Italiener)

kleines Staatsgebiet, Neutralisierung, möglichst 

landfremder Monarch ‚von oben‘
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Fürst Wilhelm I. von Albanien (1876 – 1945)
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eigentlich Prinz zu Wied,

dritter Sohn einer seit 1806 

nicht mehr herrschenden 

protestantischen deutschen 

Fürstenfamilie

von seiner Tante Elisabeth 

von Rumänien 1913 

vorgeschlagen

herrscht von März bis 

September 1914



Kontext II: Friedenskundgebung 

in Mülhausen i. E. 5.12.1912

1.500 Männer und Frauen aller Schichten, einberufen 

von der liberalen Fortschrittspartei
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wie der Aufsatz von Bréal in „La Paix par le Droit. Revue de la Paix 23 (1913), p. 17-20



Ergebnis: Resolution Mülhausen 5.12.1912
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Gegen Aussagen von Reichskanzler Bethmann-Hollweg 

im Reichstag am 2.12.1912 nach Monaten der Balkankrise,

worin er für den Fall eines Konflikts den deutschen Bundes-

genossen die deutsche Bündnistreue versicherte:



Echo der Resolution im Reichstag 15.4.1913

Dr. Georg / Georges Weill (SPD)
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Ungenutzte Chance im Ersten 

Weltkrieg zur inneren Befriedung
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Zwei Logiken der Lösung internationaler 

Nachbarschaftskonflikte

Völkerrechtlich

Neutralisierung unter internationaler Garantie 
(Luxemburg 1867, Albanien 1912-1914) oder 
Zession (Nizza / Savoyen mit Plebiszit 1860 und 
Elsass-Lothringen ohne 1871)

Fokus: Ordnung des äußeren Friedens

Innerstaatlich

Ermöglichung von Selbstbestimmung (allgemeine 
Demokratieforderung von SPD und Fortschritts-
partei in Mülhausen 1912 und öfter)

Fokus: Ordnung des inneren Friedens  
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Entgegengesetzte Annexionsziele im Ersten 

Weltkrieg
Frankreich: Zurückdrängung Deutschlands durch Rückgewinn 
von EL in den Grenzen von 1814 (Landau) oder 1790 (Saar), 
Annexion oder Neutralisation des Rheinlands und mindestens 
wirtschaftliche Angliederung von Luxemburg und Belgien

Deutschland: Zurückdrängung Frankreichs, dabei mindestens 
Annexion des Erzbeckens von Briey, Teilannexionen in Belgien 
(Lüttich, Flandern), Luxemburg wieder deutscher Bundesstaat, 
erhält dabei auch Teile der belgischen Provinz Luxembourg 
zurück, mitteleuropäische Zollunion (mit F ! gegen GB)

Diktatfrieden von Brest-Litowsk 3. März 1918:  Zurückdrän-
gung des revolutionären Russland, breite Pufferzone 
Baltikum – Polen – Ukraine (wirtschaftliche Aneignung für 
Getreidelieferungen)

es zeigt sich erneut (erstmals bei Verletzung der belgischen 
Neutralität zu Beginn des Krieges), wie schwach frühere 
Vereinbarungen zur Neutralisierung waren
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Friedensresolution der Mehrheitsparteien

im Reichstag 1917

19. Juli 1917 Resolution zur Verständigung ‚ohne erzwungene 
Gebietsabgaben‘

Beginn der politischen Zusammenarbeit von Zentrum, 
Fortschritt und Sozialdemokratie (Abstimmung 212 : 126 : 
17), die 1919 in die „Weimarer Koalition“ mündete

Anlass für Sturz von Reichskanzler Bethmann Hollweg durch 
die OHL (Hindenburg/Ludendorff), weil es ihr unmöglich sei, 
„zu dem Herrn Reichskanzler das Vertrauen zu haben“

OHL bestimmt auch neuen Kanzler Michaelis

teilt nach alten Plänen das riesige Reichsamt des Inneren 
auf durch Abspaltung eines „Reichswirtschaftsamts“

für die personalaufwendigen Fragen sowohl der 
Wirtschafts- als auch der Sozialpolitik

Dabei fördert die Fortschrittspartei die Idee, ihren Straßburger 
Bürgermeister Rudolf Schwander zum Staatssekretär dieses 
Amtes zu berufen (am 5.8.1917)



Öffnung der Diskussion I: Varianten

Auflösung als Reichsland und Übergang an eine 

Monarchie (ganz an Preußen, Teilung Preußen / Bayern /, 

evtl. Baden)

Autonomie für das Elsass, durch die das Reichsland zu 

einem vollwertigen Bundesstaat wird

dabei monarchische Variante: Versorgung von 

zweitgeborenen Prinzen 

republikanische Variante von Harry Graf Kessler und 

wohl auch Staatssekretär Kühlmann: „Republik [...] 

nach Art Hamburgs oder Bremens“ könnte die 

französischen Sozialisten wegen der Suggestivkraft des 

Begriffs zu Friedensfreunden machen



Bayerns Ministerpräsident Graf Hertling am 

1.8.1917 gegen Bundesstaat 
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Kreuznacher Konferenz 9.8.1917 zwischen 

neuem RK Michaelis und OHL

zu EL keine Entscheidungen, aber als Kompromiß

angedacht eine nur wirtschaftliche Durchdringung, 

dann von STS des AA Kühlmann vertreten (seit 

7.8.1917 im Amt

OHL stimmt verklausuliert zu

P R Ü F E N

Rücknahme 1918 →
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Herzogtum für bayerischen, dann für 

württembergischen Prinzen (23.8.)?
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Diskussion II: Alfred Kantorowicz 3.8.1917 für

Verfassungsgebung durch Landtag

Alfred K. (1877 – 1940), Prof. in Freiburg, 

Rechtstheoretiker, 1923 Gutachten Kriegs-

schuldfrage (Druck 1967), 1933 emigriert

„Über die Erleichterung des Friedens-

schlusses durch Erhebung der Reichslande 

zum Bundesstaat“, über Abgeordneten der 

Fortschrittspartei an Reichskanzler 

Michaelis und Vizekanzler Helfferich

Schlagwort „Selbstbestimmungsrecht“ 

nutzen und den Landtag sofort frei eine 

Verfassung beschließen lassen:

„sie wird republikanisch sein“



Kantorowiczs Gründe für die Republik



Diskussion III: Sozialdemokratischer Verein 

Mülhausen für die Republik, 6.9.1917

Pressebericht von der Militärzensur selbst im Elsass 
zugelassen!

Bericht des Statthalters 

innerlich ist jetzt schon die überwiegende Mehrheit der 
Bevölkerung für die republikanische Staatsidee,

nicht nur Sozialdemokraten, auch Fortschrittspartei 
und Zentrum



Hefferich würgt Reichstagsantrag ab

Mehrheitsparteien bringen am 28. September 1917 eine 
Resolution ein, die im Protokoll unerkennbar gemacht wurde, 
was sich Vizekanzler Hellferich anrechnet.

Im Protokoll steht nur, dass die Presse mehrfach auf die strenge 
Vertraulichkeit aufmerksam gemacht wurde. Ein Antrag des 
Abg. Hauss (Zentrum) mit Fortschritt und SPD, „der sich auf das 
Reichsland Elsass-Lothringen bezieht“, sei nach einer 
Geschäftsordnungsdebatte, (die eine politische Diskussion war) 
„vorläufig zurückgezogen“ worden: 

„Der Reichstag wolle beschließen, den Herrn Reichskanzler 
zu ersuchen: 1. Dem Reichstag alsbald einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, wonach das Reichsland Elsass-Lothringen zum 
selbstständigen Bundesstaat erhoben und ihm im Reiche 
völlige verfassungsmäßige Gleichstellung mit den übrigen 
Bundesstaaten gewährt wird; 2. zwecks Festsetzung der 
Einzelheiten dieses Gesetzentwurfs den Landtag für Elsass-
Lothringen alsbald einzuberufen.“ 



Niederlage auch im Preuß. Staatsministerium

RK Michaelis hatte den Parteien wohl gewisse 

Zusagen gemacht, und sein Vizekanzler hatte im 

Reichstag dagegen gearbeitet.

Unter Zeitdruck, erreichte Michaelis von den Parteien 

nach dem 28.9.1917 noch eine Woche Aufschub 

erreichen. Doch am 1.10.1917 lehnte das – in 

Elsassfragen immer entscheidend beteiligte –

Preußische Staatsministerium diese Pläne seines 

Vorsitzenden Michaelis rundum ab

Und dabei blieb es.
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Schwander seit Anfang September 1917 in 

Berlin

9.9.

Mit Schwander gerudert (3 Boote HOR

Dr. Tourbier), er ist begeistert. Sonst entsetzt

über Berl[iner] Reg[ierungs] Elend [...]

Kriegstagebuch von Alexander Dominicus, Beigeordneter von Schwander in 

Straßburg, seit 1911 Oberbürgermeister von (Berlin-) Schöneberg



6.10.1917 Rücktrittsankündigung Schwanders

6. [Oktober 1917]

Abends mit Schwander zus[ammen]. Erklärt r[un]d heraus, er

werde nach Fortgang [des] Reichstags Michaelis

sagen, er bitte ihn nunmehr nicht in die eben

geschaffene Stelle e[ines] Staatssekr[etärs] zu ernennen,

er wolle zurück n. Str[aßburg]! Er sehe lediglich als

s[eine] Pflicht an, einen geeigneten Nachfolger f[ür] d[as]

R[eichs]W[irtschafts]Amt zu finden. Hat Heimweh, [...]

Kriegstagebuch von Alexander Dominicus



Weshalb entschloss sich Schwander am 6. 

Oktober 1917 zum Rücktritt? – Eine Vermutung

Am selben 6. Oktober 1917 bestärkte General Ludendorff aus 

dem Großen Hauptquartier in Bad Kreuznach Reichskanzler 

Michaelis, an die Autonomie nicht einmal zu denken

missing link: war das – telefonisch vielleicht - vor dem 

Eintreffen des Briefs am 10.10. bekannt?



Hindenburg distanziert sich 1918 von sich 

selbst
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Wiederholung im Oktober 1918 als 

ungeeigneter Versuch zu 

ungeeigneter Zeit
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Unerwartete Kriegswende am 29.9.1918: 

Waffenstillstand und Demokratisierung

Da die Westfront stündlich zusammenbrechen könnte, 

verlangt Ludendorff schnellstens einen Waffenstill-

stand, den die von ihm verachteten Parteipolitiker 

verhandeln sollen

„Sie sollen die Suppe jetzt essen, die sie uns 

eingebrockt haben“

Reichskanzler Graf Hertling tritt zurück und auf seinen 

Rat erklärt der Kaiser für die Zukunft,

„daß Männer, die vom Vertrauen des Volkes 

getragen sind, in weitem Umfang teilnehmen an 

den Rechten und Pflichten der Regierung“



Umbau der Reichsleitung unter Reichskanzler 

Prinz Max von Baden

Mehrheitsparteien erneut  o h n e  

eigenen Kandidaten

Reichskanzler Prinz Max von Baden 

akzeptiert die „Vierzehn Punkte“ von 

US-Präsident Wilson für den Frieden –

und damit die Rückkehr des 

Reichslands zu Frankreich

vier neue ‚politische‘ 

Staatssekretäre aus dem Reichstag

keine Vertrauensabstimmung, nur 

Verständigung mit den Führern der 

Mehrheitsparteien



Langsamer Umbau der Reichsverfassung

5.10.1918 Reichskanzler: „Auf meinen Vorschlag sind 

die Führer der Mehrheitsparteien zu meinen 

Ratgebern berufen“

17.10.1918 Aufruf SPD-Vorstand: mit ganzer Kraft für 

die „Parlamentarisierung und Demokratisierung

unseres Landes“ einsetzen

21.10.1918Kaiser: „Ich [habe] den entscheidenden 

Schritt getan in neue Verfassungszustände“

22.10.1918Reichskanzler in Debatte:  Aufhebung der 

Inkompatibilität (Minister / Abgeordnete) dient  „zur 

besseren Verbindung“ von Reichstag und Regierung



Begrenzte Parlamentarisierung in der 

„Oktoberverfassung“ vom 28.10.1918

Art. 11: Kriegserklärung und Friedensschluß nur mit 

Zustimmung von Bundesrat und Reichstag

Art. 15: Reichskanzler bedarf des Vertrauens des 

Reichstags  [nicht aber: wird vom Reichstag gewählt]; 

Reichskanzler und Stellvertreter sind dem Bundesrat 

und dem Reichstag verantwortlich

Art. 17: gestrichen: Reichskanzler „ist verantwortlich“

Art. 53 und 64: Offiziersernennungen „unter 

Gegenzeichnung des Reichskanzlers“



Noch später Beginn des Umbaus im Reichsland

Wie im alten System ein Entwurf von oben vom 

21.10.1918 zur Änderung der Verfassung von E-L 

analog zu den neuen Regeln im Reichstag



Erst 23.10.1918 Schwander als Statthalter,

Hauss als vorläufiger Staatssekretär



Am selben Tag, 23.10.1918, Schwanders 

Analyse: nur noch Neutralität ist möglich

Telegramm an Staatssekretär 

des Innern, Trimborn (Zentrum)

Volksabstimmung für Auto-

nomie innerhalb Deutschlands 

wäre nicht mehr erfolgreich

Neutralisierung als Ausweg zur 

Rettung des „Deutschtums“

Unausgesprochen – Neutralität 

führt auch zur Republik



Am selben 23.10. lehnt Hindenburg gegenüber 

Max von Baden die Neutralität von E-L ab



Am selben Tag, am 23.10.1918, letzte Rede 

eines elsässischen Abgeordneten im Reichstag



Schwanders verlorene Initiative am 25.10.1918: 

Verfassungsgebung durch den Landtag



Politischer Sinn

Der Entwurf  vom 21.10.1918 aus dem Reichsamt des 
Innern konzentriert sich auf die Frage der Autonomie = 
Anerkennung als gleichberechtigter Bundesstaat 
i n n e r h a l b  des Reichs

Schwander will die umgekehrte Reihenfolge: zuerst die 
demokratische Verfassungsgebung aus eigenem Recht 
des Volkes in Elsass-Lothringen,

danach erst „kann“ - nicht: „muss“ – das Land die  
Anerkennung als gleichberechtigter deutscher 
Bundesstaat wollen (oder einen anderen Weg gehen, in 
die Neutralität z.B.)



Überholt von den Ereignissen





Bréal 1913 und Schwander 1918
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Bréal 1913 und Schwander 1918

Ich glaube, dass man diese Neutralisierung als einziges 

Mittel fordern muss, um für Europa einen festen und 

dauerhaften Frieden zu sichern. Neutralisierung unter dem 

Schutz der großer Mächte, die ebenso wie wir kein 

Interesse mehr daran haben, in diesem ewigen Zustand 

von Misstrauen und Aufrüstung zu leben.

Ein begreiflicher Wunsch ist, „daß das Volk mit seinem 

Gebiet nicht mehr will der Zankapfel sein, um dessent-

willen unaufhörlich zwei große Völker und mit ihnen der 

ganze Erdteil unter dem Druck der Hasses- und 

Rachegefühle und dadurch in der unausgesetzten Be-

sorgnis vor neuen kriegerischen Erschütterungen lebt.“


